
 
 
 
 
Gemeinschaft stärken, Teilhabe fördern, Haushalte k onsolidieren. 
Für eine nachhaltige Finanzpolitik. 

 
16 Monate nach der Landtagswahl in Bayern und vier Monate nach der 

Bundestagswahl, deren Ergebnis in beiden Fällen eine schwarz-gelbe Mehrheit in 
den Parlamenten war, steckt unser Land in der politischen Sackgasse. Die Finanzen 
des Bundes, des Freistaats und vor allem der Kommunen erodieren immer schneller. 
Die kommenden Generationen werden die Hypothek abtragen müssen, die wir heute 
aufnehmen. Bereits heute sind wir alle mit den Folgen der verfehlten Politik 
konfrontiert, wenn öffentliche Einrichtungen geschlossen oder ihre Leistungen 
reduziert werden, wenn die Schulen bröckeln oder an den Unis das Geld fehlt. Jetzt 
rächen sich die einfachen Parolen wie „Mehr netto vom brutto“, die angesichts der 
finanziellen Misere bereits im Wahlkampf als vorsätzliche Wählertäuschung gesehen 
werden mussten.  

Keine Frage, ein Teil des Problems resultiert aus der Finanz- und 
Wirtschaftskrise. Es wurde viel Geld benötigt, um die Banken zu stabilisieren und die 
Einnahmeausfälle beim Staat und den Sozialversicherungen durch Kurzarbeit und 
Rezession zu kompensieren. Ein rigoroser Sparkurs hätte die Krise wohl weiter 
verschärft.  

 
 Große Koalition hat die Weichen falsch gestellt 
 
Aber bei ihrer Bekämpfung wurden die Weichen falsch gestellt. Schon die 

diversen Konjunkturpakete der großen Koalition waren nicht langfristig angelegt, 
sondern politisch kurzatmig. Die Abwrackprämie steht symptomatisch für diese 
Politik: mit viel Geld und ökologisch kontraproduktiv wurde kurzfristig eine künstlicher 
Boom erzeugt. Jetzt ist der Schuldenberg gewachsen und die Rezession trifft die 
Autoindustrie umso härter, der nötige Strukturwandel wurde lediglich in die Zukunft 
verschoben.  

 
 Schwarz-Gelb verschärft die Krise 
 
Viele Wählerinnen und Wähler, die bei den vergangenen Wahlen für CSU und 

FDP gestimmt haben, taten dies aus der Überzeugung heraus, dass unter schwarz-
gelb wieder ein Kurs der finanzpolitischen Konsolidierung gefahren wird. Sie sehen 
sich nun bitter getäuscht. Bundes- und Landesregierung verfügen nicht nur über 
keine Strategie, um die Staatsfinanzen wieder in Ordnung zu bringen: Im Gegenteil: 
sie verschärfen die Krise noch: 



 
· Die Einnahmen des Freistaats halten mit den Ausgaben nicht Schritt. In 

den nächsten drei Jahren fehlen nach Einschätzungen des Finanzministerium 
acht Milliarden Euro. Bereits in den letzten Jahren konnte der ausgeglichene 
Haushalt nur durch den Verkauf von Staatsbeteiligungen sichergestellt 
werden. Jetzt sind die Reserven des Landes so gut wie aufgebraucht und das 
strukturelle Defizit wird sichtbar. Verschärft wird es noch durch die finanziellen 
Folgen der Versprechungen, mit denen die CSU in den letzten Wahlkämpfen 
versucht hat, ihre Mehrheit zu sichern. 

· Das Desaster bei der Bayern-LB belastet den Haushalt des Freistaats 
auf Jahrzehnte. Auch wenn die Ursachen der Misswirtschaft zeitlich vor der 
Landtagswahl lagen und vor allem durch die Vorgängerregierungen zu 
verantworten sind, werden die Auswirkungen jetzt und in Zukunft spürbar. Der 
Plan, die Bayern LB mit einer Finanzspritze von 10 Milliarden Euro zu stützen 
und sich das Geld durch einen späteren Verkauf wieder zu holen, gehört wohl 
spätestens seit der Pleite mit der Beteiligung an der Hypo Alpe Adria ins Reich 
der Fabel. Der Landeshaushalt wird auf absehbare Zeit mit Zinszahlungen von 
mehreren hundert Millionen Euro jährlich belastet – Geld, das dringend für 
Bildungsinvestitionen gebraucht würde, wird nun verpulvert, um das Versagen 
von Management und CSU-Staatsregierung zu finanzieren. 

· Bereits das kürzlich durchgesetzte „Wachstums- und 
Beschleunigungsgesetz“ bringt weitere milliardenschwere Mindereinnahmen 
für Bund, Länder und Kommunen. Wachsen wird dabei wohl nur das 
Haushaltsdefizit und beschleunigen wird sich dadurch wohl nur die soziale 
Spaltung im Land. Zwei Maßnahmen aus diesem Gesetzespaket stehen 
symptomatisch für die verquere Politik von schwarz-gelb. Der ermäßigte 
Mehrwertsteuersatz für das Hotelgewerbe provoziert auch nüchtern denkende 
und sachlich redende Wirtschaftsexperten zu zynischen Bemerkungen, weil 
sich dahinter reine Klientelpolitik ohne wirtschaftspolitisches Kalkül verbirgt. 
Das höhere Kindergeld bzw. der höhere Kinderfreibetrag kommt ausgerechnet 
denen nicht zugute, die es dringend bräuchten. Denn vom höheren 
Kinderfreibetrag profitieren vor allem die Besserverdienenden, während den 
ALG II-Empfängern die Erhöhung des Kindergeldes umgehend wieder 
abgezogen wird. Statt einer sozialen Wohltat ist dabei eine Umverteilung von 
unten nach oben heraus gekommen. 

· Die nächste Steuerreform steht bereits vor der Tür. Zwar wird in der 
Koalition noch darum gerungen, ob die Kosten bei 24 Milliarden Euro jährlich 
liegen oder darunter. Klar ist aber, dass die finanzielle Krise des Staates und 
der Kommunen dadurch weiter angeheizt wird. Der Schuldenberg wächst 
dramatisch weiter und immer mehr Kommunen werden nicht mehr in der Lage 
sein, ihre Aufgaben zu erfüllen. Jüngstes Beispiel ist die Forderung der Städte 
und Gemeinde, den Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz aufzugeben. Dies 
käme in wahrsten Sinne des Wortes einer Bankrott-Erklärung gleich. Die 
Kommunen leiden darunter, dass sie zwar immer mehr Aufgaben zugewiesen 
bekommen, nicht jedoch die finanziellen Mittel, die für ihre Erfüllung nötig 
wären. 

· Ein weiteres Finanzierungsloch würde durch die Kopfpauschale im 
Gesundheitswesen entstehen. Einen Beitrag, der für alle Versicherten gleich 
hoch ist und annähernd kostendeckend wäre, könnten viele Versicherte gar 
nicht bezahlen. Der Staat müsste also mit milliardenteuren Steuerzuschüssen 



eingreifen. Jenseits der himmelschreienden Ungerechtigkeit würde also die 
Systemumstellung zu einer weiteren drastischen Ausgabensteigerung führen. 

 
Jenseits aktueller Entscheidungen erhöht die seit letztem Jahr im Grundgesetz 
verankerte „Schuldenbremse“ den Druck auf die Finanz- und Haushaltspolitik. Sie 
sieht vor, dass die Bundesländer ab 2019 keine, der Bund ab 2016 nur noch sehr 
geringe neue Schulden aufnehmen darf. Bislang ist nicht absehbar, wie die 
öffentlichen Haushalte diese Kriterien erfüllen sollen.  

 
 Ein handlungsfähiger Staat braucht ausreichende Mi ttel 
 
Die falsche Finanzpolitik ist kein Fehlverhalten, das später relativ reibungslos 

korrigiert werden könnte. Wir stehen vor grundlegenden und nachhaltigen 
Konsequenzen: schwarz-gelb legt die Axt an die Wurzel des modernen Sozialstaats, 
kündigt den Generationenvertrag auf und ist blind gegenüber existenziellen 
Herausforderungen wie dem Klimawandel und der sich vertiefenden sozialen 
Spaltung. Um auf die aktuellen Aufgaben angemessen reagieren zu können, braucht 
der Staat handlungsfähige Institutionen und ausreichende finanzielle Mittel. Ein 
Staat, dem eine finanzielle Hungerkur nach der anderen verordnet wird, ist nicht 
mehr handlungsfähig. Ein Staat nach Vorstellung der FDP kündigt die 
Solidargemeinschaft auf und überlässt die Einzelnen ihrem Schicksal. Wenn der 
Staat als Garant für gute Gesundheitsversorgung und ein chancengerechtes 
Bildungssystem ausfällt, weil er es nicht finanzieren kann, bleiben die weniger 
Leistungsstarken auf der Strecke. Einen schwachen Staat können sich nur die 
Starken leisten und dies auch nur auf Kosten der kommenden Generationen. 

 
 Wachstum ist keine Lösung 
 
CDU/CSU und FDP sind also gerade dabei, ihren Ruf, sie stünden für 

haushaltspolitische Stabilität und Seriosität, nachhaltig zu demontieren. Das 
Versprechen, der gigantischen Verschuldung und den Reformen würde ein 
herausragendes Wirtschaftswachstum folgen, das die öffentlichen Haushalte ins 
Gleichgewicht bringt, glaubt nicht einmal die Mehrheit ihrer eigenen Anhänger. Dass 
diese Politik zudem eine gewaltige soziale Schieflage hat, verstärkt die Ablehnung. 
Die Parole „wir lösen die Probleme durch Wachstum“ ist hohl geworden. 

 
 An die kommenden Generationen denken 
 
Gesucht wird nun eine Partei, die für finanzielle Stabilität und Nachhaltigkeit 

steht.  Wir Grüne sind als Partei angetreten, um auch künftigen Generationen eine  
lebenswerte Welt zu hinterlassen. Gleichzeitig haben wir im Lauf der Zeit gelernt, 
dass der ökologische Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft nur dann machbar 
sind, wenn wir auch soziale Antworten geben. Ansonsten droht der Umbau zum 
elitären Projekt zu werden und zu scheitern. Eine ökologische und soziale Politik 
braucht handlungsfähige politische Institutionen und einen aktiven Staat. Unter der 
Bedingung, dass die Politik über viele Jahre im Schuldenturm gefangen ist, wird eine 
ökologische und soziale Politik nicht gelingen können. Deshalb ist es nicht nur in 
unserem Interesse, für funktionierende Staatsfinanzen und einen handlungsfähigen 
Staat zu kämpfen, sondern wir können diese Politik auch glaubwürdig in unsere 
politische Erzählung aufnehmen. Nachhaltige und generationengerechte 
Finanzpolitik ist grün. 



 
 Leitlinien Grüner Finanzpolitik 
 
Grüne Finanzpolitik ist keine einfache Sparpolitik. Rasenmäher-Kürzungen wie 

bei Koch/Steinbrück oder der ausgeglichene Haushalt mit der Brechstange (Stoiber) 
können nicht unser Weg sein. Den Entscheidungen über Ausgaben und Einnahmen 
muss vielmehr eine klare Linie zugrunde liegen, die sich an folgenden Kriterien 
orientiert: 

 
· Wir streben einen ausgeglichenen Haushalt an. Nicht als Selbstzweck, 

sondern weil durch die wachsenden Schulden die politische 
Handlungsfähigkeit gefährdet sehen und entsprechend unseres ökologischen 
Politikverständnisses nicht den kommenden Generationen die Quittung für 
unser Handeln präsentieren wollen. Außerdem ist Staatsverschuldung 
tendenziell unsozial: die Schulden von heute sind die höheren Steuern oder 
die gekürzten Leistungen von morgen. Von den Schulden des Staates 
profitieren nur die, die es sich leisten können, das Defizit zu finanzieren. Um 
die Staatsschulden langfristig abzubauen, sind Ausgabenkürzungen 
unvermeidlich. 

· Die Entscheidung darüber, was der Staat finanziert und was nicht, 
muss politisch diskutiert und entschieden werden. Wir plädieren dafür, 
ökologische und soziale Kriterien und den Gedanken der Vorsorge als 
Maßstab anzulegen. So werden Investitionen in Erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz nicht nur eine ökologische Rendite abwerfen, sondern sich 
auch finanziell bezahlt machen, weil die Abhängigkeit von Rohstoffimporten 
sinkt. Investitionen in Bildung sind ein Gebot der Chancengerechtigkeit, aber 
auch finanziell interessant, weil gute Ausbildung hilft, die Kosten der 
Arbeitslosigkeit zu vermeiden.  

· Staatliche Aufgaben, Staatseinnahmen und –ausgaben müssen in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. In besonderen Situationen (aktuelle 
Wirtschaftskrise) oder bei besonderen Herausforderungen (dramatische 
Unterfinanzierung der Bildungseinrichtungen) sind für uns auch zeitliche 
begrenzte Abgabenerhöhungen (Vermögensabgabe, Bildungssoli) kein Tabu. 
Ebenso fordern wir eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes von 42 auf 45%. 
Eine Finanztransaktionssteuer ist unabdingbar, um eine erneute 
Spekulationsblase auf den Finanzmärkten zu verhindern. 

· Besteuerung sollte nach dem Grundsatz der Leistungsfähigkeit 
erfolgen. Wer leistungsfähig ist, muss mehr zur Finanzierung der 
Gemeinschaft beitragen als der weniger leistungsfähige.  

· Wir wollen mehr Transparenz: Ausnahmetatbestände bei der 
Besteuerung können im Einzelfall sinnvoll sein, eine Vielzahl der 
Ausnahmeregelungen sind jedoch überflüssig. 

· Die Kommunen müssen finanziell wieder in die Lage versetzt werden, 
ihrem Auftrag der Daseinsvorsorge gerecht zu werden. Kürzungen bei 
kulturellen und sozialen Einrichtungen und bröckelnde Schulhäuser 
untergraben das Vertrauen in die Politik und das Gemeinwesen. 

· Ökologisch schädliche Subventionen wollen wir abbauen. Z.B. ist es 
widersinnig, energieintensiven Branchen dauerhaft Steuererleichterung bei 
der Ökosteuer zu gewähren. Dadurch werden die nötigen Innovationen 
verhindert und umweltschädliches Wirtschaften subventioniert. 

 



 Für die Stärkung der Gemeinschaftsgüter 
 
Wir Grüne stehen für eine Politik der Stärkung der Gemeinschaftsgüter, weil 

diese Teilhabe grundsätzlich fördern. Eine Politik der Privatisierung der 
Gemeinschaftsgüter lehnen wir ab. Genau hier liegt auch ein wesentlicher Grund für 
die aktuelle Misere der CSU: sie ist sich unsicher, ob sie den Lockrufen des 
Rattenfängers Westerwelle folgen oder sich ihrer durchaus vorhandenen 
sozialpolitischen Tradition entsinnen soll. In bewährter Manier vertritt ihr Vorsitzender 
Seehofer beide Positionen: im letzten Herbst ist der Vorkämpfer für 
Steuersenkungen, jetzt auf einmal der größte Kritiker. Ein solches Hin und Her ist 
kontraproduktiv und macht die CSU zur unberechenbaren Größe. Diese 
Verunsicherung innerhalb der Partei und in ihrer Wählerschaft ist mit Händen zu 
greifen. Die CSU muss sich entscheiden, in welche Richtung sie marschieren will: in 
Richtung Nachtwächterstaat a la FDP oder in Richtung eines modernen Sozialstaats, 
der Teilhabe garantiert.  

 
So wird die Finanzpolitik zum Lackmustest für das Verständnis von Politik und 

Staat. Wollen wir in einem Staat leben, dessen Selbstverständnis dadurch 
gekennzeichnet ist, dass seine Bürgerinnen und Bürger ihm Steuern schenken 
(Westerwelle)? Ein solches Staatsverständnis gefährdet letztlich die staatlichen 
Institutionen und die politische Handlungsfähigkeit. Wer gute Bildungschancen für 
alle propagiert, wer eine funktionierende öffentliche Infrastruktur will und Teilhabe an 
gesellschaftlichen Leben garantieren, der kann letztlich nicht für den liberalen 
Schmalspurstaat eintreten und hoffen, dass das freie Spiel der Kräfte schon alles 
regelt. Wir Grüne haben deshalb aus guten Gründen ein anderes Staatsverständnis. 
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